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Nr.
INHALT Seite

20.

13. VII. 17 
IX  ZR 173/16

2 1 .
19. VII. 17 
XIT 7.R 72/16

22.
19. VII. 17 
XU ZB 201/17

23.
25. VII. 17 
XI ZR 260/15

24.
I, VI. 17 
VII ZR 95/16

Tilgt eine Gesellschaft eia von ihr selbst und ihrem Gesell­
schafter besichertes Darlehen gegenüber dem Darlehensgeber, 
liegt die Gläubigerbenachteiligung bei der Anfechtung der 
Befreiung des Gesellschafters von seiner Sicherung in dem 
Abfluss der Mittel aus dem Gesellschaftsvermögen, weil der 
Gesellschafter im  Verhältnis zur Gesellschaft zur vorrangigen 
Befriedigung der von ihm besicherten Verbindlichkeit ver­
pflichtet ist........................................................................................ 262
a) Führt von den nach Art. 19 Abs. 1 EGBGB für die Feststel­
lung der Vaterschaft alternativ berufenen Rechtsordnungen 
zum Zeitpunkt der Geburt allein das Personalstatut des ge­
schiedenen Ehemanns der M utter zur rechtlichen Vaterschaft, 
so ist eine später von einem anderen Mann nach dem hierfür 
anwendbaren deutschen Recht erklärte Anerkennung der Va­
terschaft unwirksam
b) Die zum Zeitpunkt der Geburt kraft Gesetzes begründete 
Vaterschaft kann grundsätzlich nur nach dem gemäß Art. 20 
KGBGB anwendbaren Anfechtungsstatut beseitigt werden... 271
a) Als Teilungsgegenstand im Versorgungsausgleich kommen 
auch bei der externen Teilung Fondsanteile als die im Versor­
gungssystem verwendete Bez.ugsgröiäe in Betracht.
b) D er nachehezeitliche Wertzuwachs eines auszugleichen­
den fondsgebundenen Anrechts ist bei der Begründung des 
neuen Anrechts (§ 14 Abs. I VersAusglG) und der Festset 
zung des an den Versorgungsträger der ausgleichsberechtigten 
Person zu entrichtenden Zahlbetrags CS ^  Abs. '* FamFC) zu 
berücksichtigen................................................................................ 280
a) Bei Klagen nach § 1 UKIaG muss gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 1 
UKIaG der Klageantrag die beanstandeten Bestimmungen der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen im Wortlaut enthalten, 
anderenfalls ist die Klage unzulässig. Ist streitig, ob die bean­
standete Klausel in dieser Fassung vom Beklagten tatsächlich 
verwendet wird, reicht es für die Zulässigkeit der Klage aus, 
wenn unter Angabe des zugrundeliegenden Lebenssachvcr- 
halts die Verwendung der bestimmten Klausel behauptet und 
deren konkreter W ortlaut im Klageantrag wörtlich wiederge­
geben wird. O b die beanstandete Klausel in dieser Fassung 
tatsächlich Verwendung findet, ist demgegenüber eine Frage 
der Begründetheit der Klage.
b) Die im Preisverzeichnis einer Sparkasse in Bezug auf Ver­
träge über Zahlungsdienste verwendete Bestimmung
»Jede smsTAN kostet 0 ,10 (unabhängig vom Kontomodell)« 
ist im Verkehr mit Verbrauchern gemäß § 307 Abs. 1 Satz. 1,
Abs. 2 Nr. 1 BGB unwirksam....................................................... 292
Ein Gutachter, der dem Geschädigten eines Verkehrsunfalls 
die Erstellung eines Gutachtens zu den Schäden an dem Un ­
fallfahrzeug zu einem H onorar anbietet, das deutlich über 
dem ortsüblichen H onorar liegt, muss diesen über das Risiko 
aufklären, dass der gegnerische Kfz-Haftpflichtversicherer 
das H onorar nicht in vollem Umfang erstattet.......................... 306



25.
6. IX. 17 
X II ZB 660/14

a) Ein Frau-zu-M ann Transscxueller, der nach der rechts­
kräftigen Entscheidung über die Änderung der Geschlcchts- 
zugehörigkeit ein Kind geboren hat, ist im Rechtssinne M ut­
ter des Kindes.
b) E r ist sowohl im Geburtenregister des Kindes als auch in
den aus dem Geburtenregister erstellten G eburtsurkunden -  
sofern dort Angaben zu den Eltern aufzunehmen sind -  als 
»Mutter« mit seinen früher geführten weiblichen Vornamen 
einzutragen.......................................................................................
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